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Indien stellt der Einwohnerzahl nach die
größte Demokratie der Welt dar, fest kon-
solidiert, seit 50 Jahren funktionierend.
Angesichts der Zersplitterung des Landes
nach Sprachen, Religionen, Kasten, ange-
sichts des Entwicklungsstandes des Lan-
des, der sozialen Gegensätze und der ver-
breiteten Armut scheint das an ein Wun-
der zu grenzen. Doch der Erfolg der De-
mokratie in Indien ist durchaus erklärbar.
Red.
Die größte Demokratie der Welt . . .
Die Entstehung und Konsolidierung de-
mokratischer Herrschaft in Indien kann
nicht als Ausnahmefall und ebenso wenig
als Modell, sie muß als Herausforderung
bei der Beantwortung der Frage nach den
Chancen und den Schwierigkeiten von De-
mokratisierungsprozessen behandelt wer-
den. Mit der indischen Demokratie ist ein
demokratisches Herrschaftssystem ent-
standen, das seit einem halben Jahrhun-
dert besteht, weite Teile eines Subkonti-
nents erfaßt und heute fast eine Milliarde
Menschen, 970 Millionen, also rund ein
Siebtel der Erdbevölkerung, politisch or-
ganisiert. Dieser Demokratisierungspro-
zeß ist damit ebenso alt wie oder älter als
die erfolgreichen Demokratisierungspro-
zesse wichtiger westlicher Staaten –
Deutschland, Italien, Japan, Spanien – und
fast aller postkolonialen Staatengebilde.
Diese Demokratie erfaßt und mobilisiert
zugleich im Rahmen der fünfjährigen Par-
lamentswahlen 520 Millionen Wahlbe-
rechtigte und damit mehr Wahlberechtig-
te als alle etablierten demokratischen 
Systeme der westlichen Welt zusammen
aufweisen.
Diese Demokratie ist zugleich in einem
Subkontinent errichtet worden, der in
vorkolonialer Zeit nur episodisch politisch
geeint und auch während der britischen
Kolonialzeit nie administrativ zentralisiert
worden war. Sie stützt sich auf eine Bevöl-
kerung, deren Sozialstruktur, das Kasten-
system, auf der Annahme einer grund-
legenden nicht nur sozialen, sondern reli-
giösen Ungleichheit der Menschen ruht,
deren kulturelle Tradition zwar eine Praxis
der religiösen Toleranz, aber nicht das
Ideal des Säkularismus umfaßt, deren
Sprachenvielfalt die Entstehung einer für
die Mehrheit verständlichen und verbind-
lichen Volks- und Verwaltungssprache ver-
hindert hat und deren wirtschaftliche und
soziale Entwicklung bislang noch nicht zu
Urbanisierungs- und Industrialisierungs-
prozessen geführt hat, die eine Bevölke-
rungsmehrheit erfaßt und geprägt haben.
. . . obwohl wichtige, wenn nicht gar
unverzichtbare Rahmenbedingungen
fehlen
Wichtige, oder nach Auffassung mancher
Beobachter, unverzichtbare Ausgangs-
und Rahmenbedingungen erfolgreicher
Demokratisierung scheinen also in Indien
zu fehlen: Die frühe Durchsetzung einer
staatlichen Einheit und die Entstehung
eines starken Territorialstaates, das Ideal
der religiösen oder sozialen Gleichheit,
die Erfahrung und das Prinzip der Säkula-
risierung, die Durchsetzung einer einheit-
lichen Volkssprache und -literatur und
schließlich die Existenz einer von Indu-
strie- und Stadtkultur geprägten und mo-
dernisierten Bevölkerungsmehrheit. Ist
diese in mehrfacher Hinsicht größte De-
mokratie der Erde deshalb einzigartig und
zugleich unerklärbar? Ein Geheimnis ist
noch kein Wunder.
Die folgende Untersuchung soll zeigen,
daß die so beeindruckende und zunächst
unerklärbare Entwicklung und Bestands-
fähigkeit der indischen Demokratie be-
gründbar ist. Diese Begründung wiederum
– und das ist das zweite Anliegen dieser
Darstellung – kann zu einer mehrfachen
Hoffnung Anlaß geben. Indem die folgen-
de Darstellung zeigt, daß Demokratisie-
rungsprozesse auch unter ganz neuen und
äußerst schwierigen Rahmenbedingungen
zum Erfolg führen können, daß demokra-
tische Systeme auch in einer bislang unvor-
stellbaren Größenordnung errichtet wer-
den und daß sie trotz unzureichender öko-
nomischer Entwicklungserfolge ihre Legiti-
mität und Bestandsfähigkeit nicht verlie-
ren, stärkt diese Untersuchung den Univer-
salisierungsanspruch des demokratischen
Ideals. Denn wenn unter den historischen,
quantitativen und sozio-ökonomischen
Ausgangs- und Rahmenbedingungen Indi-
ens demokratische Herrschaft durchge-
setzt werden kann, so kann die Heteroge-
nität der Gesellschaftssysteme in der Drit-
ten Welt, die Größe ihrer Bevölkerungen
und die eventuelle Enttäuschung von Ent-
wicklungserwartungen nur ein prakti-
sches, aber kein prinzipielles Hindernis für
die Übertragung, Ausdehnung und Festi-
gung demokratischer Herrschaft bilden.
Im Folgenden sollen diejenigen Entwick-
lungen und Maßnahmen aufgezeigt wer-
den, die die Indische Union und die indi-
sche Demokratie unter Führung und Kon-
trolle des Congress konsolidiert haben.
Die Unabhängigkeit stellte die neuen
Führer vor immense Aufgaben
Der Subkontinent erscheint zwar geogra-
phisch durch die Bergzüge im Norden und
die Küsten im Süden eindeutig markiert,
doch in vorkolonialer Zeit war dieser
Raum nie politisch, allenfalls kulturell ge-
eint. Eine große brahmanische Tradition
des Hinuismus hatte frühzeitig die Gren-
zen dieses Raumes erreicht, sie aber selten
überschritten. Der Raum bildete eine von
Tempel- und Wallfahrtszentren markierte
und mit Hilfe eines unorganisierten, aber
allgegenwärtigen Brahmanenstandes pre-
kär integrierte terra sancta. Aber diese
terra sancta verwandelte sich nie in ein
Imperium. Auch die Herrschaft der Mogu-
len drang erst spät und sich dabei selbst
zerstörend über Nordindien hinaus. Es
waren statt dessen die letzten Begründer
der „seegetragenen“ Kolonialimperien,
die Engländer, die im 18. und 19. Jahrhun-
dert den gesamten Subkontinent mi-
litärisch niederwarfen und politisch weit-
gehend einten. Ende des 19. Jahrhunderts
entstand das neben dem Zarenreich größ-
te der multi-ethnischen Imperien. Dieses
British India war – angesichts der raschen
Auflösung der alten Vielvölkerimperien –
ein Anachronismus. Es bleibt zugleich –
wie die Auflösung der Sowjetunion nahe-
legt – eine widerstandsfähige Paradoxie.
Für die überwiegend brahmanischen Füh-
rer der Unabhängkeitsbewegung war es
unzweifelhaft, daß das neue Indien, ihre
alte Ökumene, künftig unabhängig, ei-
genständig und ungeteilt neben den bei-
den anderen Imperien Asiens auftreten
würde. Die Unabhängigkeitsbewegung
des Congress entwickelte sich aber im
Wettlauf mit zumindest drei anderen Un-
abhängigkeits- oder kulturellen Autono-
miebewegungen. Jinnah, die Muslim-Liga
und schließlich die Mehrheit der Muslime
forderten seit dem Beginn der 40er Jahre
ihren eigenen Staat. Die kleine, erst seit
der Jahrhundertwende selbstbewußte Re-
ligionsgemeinschaft der Sikhs fordert seit
den 20er Jahren die Anerkennung ihrer
religiösen und kulturellen Eigenständig-
keit, und eine wachsende Minderheit der
Südinder, vor allem der Tamilen, versucht
seit Beginn der 40er Jahre, eine eigene
Drawidische Föderation zu begründen.
Das unabhängige Indien wird 1947 zum
Opfer dieses muslimischen Separatismus
und zum Erben dieser zwei auf kulturelle
oder staatliche Autonomie zielenden Be-
wegungen. Der Hoffnung, die muslimi-
sche Abspaltung ließe sich rückgängig
machen, steht damit die Angst entgegen,
ähnliche Abspaltungen könnten sich im
Binnenraum der Indischen Union fortset-
zen.
Die Führung des Congress sieht sich zum
Zeitpunkt der Unabhängigkeit 1947 und
nach dem Schock der Teilung des Subkon-
tinents vor Aufgaben gestellt, die in dieser
Größe und Dringlichkeit nur von wenigen
demokratischen Regimen jemals gelöst
werden mußten: Eine Verfassung muß
ausgearbeitet und die bislang größten de-
mokratischen Wahlen der Welt, nicht nur
der Landesgeschichte, müssen durchge-
führt werden. Der Congress muß die
Mehrzahl der 562 Prinzenstaaten, zwei
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Fünftel der Fläche und ein Fünftel der Be-
völkerung Britisch Indiens, eingliedern
und deshalb die Provinzgrenzen neu be-
stimmen, und die Führung muß entschei-
den, welche der einheimischen Sprachen
zur Staatssprache des unabhängigen Lan-
des erhoben werden soll. Schließlich muß
sie die Stellung der alten Bewegung und
nun neuen Partei im unabhängigen Staat
bestimmen. Dies verlangt eine Entschei-
dung darüber, mit welchem Programm
und unter welchen Staatsidealen sich der
Congress künftig an die Wähler wenden
will.
Jede dieser Maßnahmen und Entschei-
dungen droht bereits seit Jahrzehnten or-
ganisierte ethnische, religiöse und soziale
Gruppen gegen die Regierung aufzubrin-
gen oder neue Protestbewegungen und
Konflikte auszulösen. Die Congress-
Führung hat diese Gefahren nicht nur
weitgehend vermeiden können, es ist ihr
bislang sogar gelungen, die Einheit der
Union zu wahren, die demokratischen
Grundlagen zu verfestigen und einen er-
staunlichen sozialen und ökonomischen
Modernisierungsprozeß auszulösen. Sie
hat damit eine notwendige Grundlage de-
mokratischer Herrschaft, den modernen
Territorialstaat, bewahrt und eine viel-
leicht unverzichtbare Rahmenbedingung,
wirtschaftliches Wachstum, geschaffen.
Die angemessene Lösung der bereits zu
Beginn der Unabhängigkeit gestellten
Fragen hat damit sowohl zum Ausbau wie
zur eigentümlichen Prägung der indi-
schen Demokratie beigetragen. Anhand
der Verfassung, anhand der Provinzneu-
ordnung und der Sprachenpolitik, anhand
der Strategien der Wählermobilisierung
und anhand der beiden Staatsideale soll
gezeigt werden, wie der Congress eine
Ausweitung, eine Popularisierung demo-
kratischer Politik vorantreiben konnte,
ohne dafür eine unkontrollierbare ethni-
sche und religiöse Radikalisierung in Kauf
nehmen zu müssen.
Die Provinzen in der Rolle der
überkommenen Herrscher
Die Indische Union erhält 1950 eine for-
mal föderalistische Verfassung, die jedoch
dem Zentrum alle entscheidenden Res-
sorts, wichtige politische Eingriffsrechte
und die ertragreichsten Steuerquellen
beläßt. Den Provinzregierungen bleiben
damit als eigenständige Aufgabenberei-
che überlassen, Recht und Ordnung –
auch durch Einsatz der Polizeikräfte – her-
zustellen und alle die Nutzung, Besteue-
rung und Kontrolle des Bodens betreffen-
den Fragen zu regeln. De facto beläßt die
Verfassung den Provinzregierungen damit
eher die Illusion als die Substanz politi-
scher Eigenständigkeit. Die Provinzregie-
rungen kommen damit in die Rolle eines
traditionellen Herrschers, zu dessen wich-
tigster Aufgabe das „Schwingen des
Stockes“ – also die Sicherung von Recht
und Ordnung – gehörte und dem die
brahmanische politische Theorie und die
Überlieferung eine zumindest formal des-
potische Kontrollgewalt über „Land, Was-
ser und Luft“ zuschrieben. Sie verfügen
damit über eine traditionelle und – nach
Auffassung eines modernisierenden und
industrialisierenden Zentrums – eher ana-
chronistische Machtstellung. Diese er-
scheint aber der bis heute überwältigend
großen Bauernbevölkerung durchaus ver-
ständlich und nützlich. In dem Maße, in
dem in den Provinzparlamenten über Bo-
denreformen, Bewässerungsprojekte, In-
frastrukturmaßnahmen und ländliche
Kreditsysteme gestritten wird, müssen sich
die mächtigen Bauern- und Händlerka-
sten, aber auch die landlosen Tagelöhner
oder Handwerkergruppen organisieren
und einen Zugang zur Provinzmacht su-
chen. Die unvorhergesehene Aufwertung
der Gliedstaaten zu selbstbewußten und
eigenständigen Machträumen, schließlich
die Entstehung eines „kooperativen Fö-
deralismus“ zwischen Zentrum und Glied-
staaten werden aber erst durch die Neu-
ordnung der Provinzen ermöglicht.
Die Furcht vor einer „Balkanisierung“
führt zu Sprachprovinzen
Die unter der englischen Kolonialherr-
schaft festgelegten Provinzen sind in ihrer
Größe sehr ungleich sowie sprachlich und
kulturell höchst uneinheitlich. Bereits
während der 20er Jahre hatte der Con-
gress, beeindruckt von der staatlichen
Neuordnung des Balkan, eine neue Ord-
nung der Provinzen entlang der Sprach-
grenzen der großen Regionalgruppen ge-
fordert und seinen Anhängern verspro-
chen. Der Zwang zur Eingliederung der
Prinzenstaaten macht nach 1947 eine ter-
ritoriale Neuorganisation ohnehin not-
wendig. Unter dem Schock der Teilung be-
grüßt die Congress-Führung eine „Balka-
nisierung“ der Union nicht mehr, sie
fürchtet sie nun, kann aber angesichts des
Organisationsgrades und der Agitation
der großen Sprach- und Regionalgruppen
eine Neuordnung der Provinzen als
Sprachprovinzen nicht mehr aufhalten.
Nicht als Plan, sondern als Serie regionaler
Konfrontationen setzt sich die territoriale
Neuorganisation durch. Ende der 60er
Jahre sind schließlich 21 große und kleine
Gliedstaaten entstanden, in denen jeweils
mehr als 80% der Provinzbevölkerung der
regionalen Sprachgruppe zugehören. In
sechs Gliedstaaten wird allerdings eine
provinzübergreifende Sprache, das Hindi,
ausschließlich oder überwiegend gespro-
chen. Die jeweilige Volkssprache dient in
diesen Provinzen nur als Parlaments-, Ver-
waltungs- und Unterrichtssprache.
Die Provinzreform leistet damit einer Auf-
wertung der jeweiligen Volkssprache in
der Politik des betreffenden Gliedstaates
Vorschub. Die Reform führt zur neuen
„Volkssprachlichkeit“ der Provinzpolitik.
Mit erstaunlicher Eile drängen nun die je-
weiligen nichtbrahmanischen, nichtanglo-
phonen, aber dominanten Kasten in die
Provinzpolitik. Im gleichen Zuge beginnt
die Provinzpolitik, also die Provinzwahlen
und die Debatten in den legislative assem-
blies“, auch auf die entlegenen Dörfer
einzuwirken. Von den provinzweit vertre-
tenen und oft rivalisierenden dominanten
Kasten kontrolliert und genutzt, entsteht
eine neue Massendemokratie. Sie ruht auf
regionalen Massen und auf sprachlich und
kulturell einheitlichen und manchmal hi-
storisch konstanten Machträumen.
Die Regionalisierung und Popularisierung
demokratischer Politik kommt in erster
Linie dem Congress und dabei insbeson-
dere seinen regionalen Parteiapparaten
zugute. Aus eigenem Antrieb oder unter
dem Zugzwang neuer regionalistischer
Parteien fördern die regionalen Congress-
Organisationen nun die Entdeckung und
Pflege einer regionalen Sprache, Ge-
schichte und Kultur. Der regionale Con-
gress kultiviert, nutzt und kontrolliert also
eine neue regionale Wähleridentität.
Auch wenn sich der Congress mit separa-
tistischen regionalen Bewegungen kon-
frontiert sieht, so verfügt er doch über er-
hebliche Machtvorteile. Er ist zumeist die
älteste und die am weitesten in die Pro-
vinz hinein- und über sie hinausreichende
Partei und verfügt über Machtmittel, die
es ihm gestatten, radikale regionale Par-
teien in Koalitionen einzubinden, zu ab-
sorbieren, zu spalten oder sie rhetorisch
oder ökonomisch zu übertrumpfen. Die
Provinzreform führt somit zur Eingren-
zung der wachsenden Konflikte zwischen
den großen Sprachgruppen, sie führt zur
Pflege und zur Kontrolle einer regionalen
Identität und sie erleichtert in der noch
überschaubaren Arena einer sprachlich
homogenen Provinz die Anpassung de-
mokratischer Politik an die besonderen
Verhältnisse Indiens.
Die regionalen Nationalismen
konnten so erfolgreich eingedämmt
werden
Der Provinzreform liegt aber die Aufwer-
tung und die Gleichstellung der großen
regionalen Sprachen notwendig zugrun-
de; dadurch wird die Frage, welche ein-
heimische Sprache nach der Unabhängig-
keit an die Stelle des Englischen treten
soll, noch weiter verschärft. Bereits vor der
Unabhängigkeit hatte sich der Congress
dazu entschlossen, künftig Englisch durch
Hindi zu ersetzen. Die Einführung dieser
nordindischen Sprache als Staatssprache
drohte aber den ganzen drawidasprachi-
gen Süden gegen die hindisprachigen
Nordstaaten aufzubringen und einem seit
den 40er Jahren bestehenden Separatis-
mus der Tamilen eine neue und provinz-
übergreifende Kraft zu verleihen. Nach
jahrelangen Agitationen und blutigen
Unruhen in Tamil Nadu willigte die Con-
gress-Führung 1966 endgültig in einen
Kompromiß ein. Neben Hindi wurde Eng-
lisch als Staatssprache und als Verwal-
tungssprache des Zentrums vorläufig bei-
behalten. Diese vorgebliche Übergangslö-
sung hat sich als überaus dauerhaft erwie-
sen und provinzüberschreitende Sprach-
agitationen und Blockbildungen seither
verhindert.
Das förderative Statut, verbunden mit der
Neubestimmung der Provinzen, hat damit
die regionalen Nationalismen auf der
Ebene der Gliedstaaten eingedämmt, und
die Koexistenz zweier Sprachen im Zen-
trum hat grenzübergreifende Sprachkon-
frontationen erschwert. Wie aber die Tei-
lung des Subkontinents gezeigt hat, sind
es vor allem religiöse Identitäsmuster, die
schwerwiegende ethnische Konflikte aus-
lösen. Weshalb wollten oder konnten die
Congress-Politiker die religiöse Mehrheit
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des Landes, 83% der Bevölkerung, nicht
politisch formieren und als ethnischen
und religiösen Stimmenblock ansprechen
und nutzen?
Die religiöse Mehrheit als Summe
von Minderheiten
Der Hinduismus ist mit einem Kreis vergli-
chen worden, dessen Mittelpunkt überall
und dessen Grenzen nirgendwo zu be-
stimmen sind. Ob der Hinduismus als
Glaubenssystem, Mythologie oder Sozial-
ordnung begriffen wird, immer werden
sich religiöse Überzeugungen und Prakti-
ken, Regional- und Lokalgötter, Kasten,
Stammesgemeinschaften und Sekten zei-
gen, bei denen offen bleibt, ob sie dem
Hinduismus zugerechnet werden können.
Die Gläubigen, die sich formal dem Hin-
duismus zurechnen lassen, fühlen sich in
erster Linie einer lokalen Kaste, einer re-
gionalen Sprach- und Kulturgemeinschaft
oder einer Sekte zugehörig. Von ihrem je-
weiligen Standort aus erscheint ihnen das
Gesamtgebilde, der Hinduismus, nicht als
Struktur, sondern als eine kaum überseh-
bare Anzahl weitgehend unverbundener
lokaler und regionaler Einzelgemein-
schaften, die sie weder aufaddieren kön-
nen noch wollen. Dem religionswissen-
schaftlichen Problem, „den Hinduismus“
zu bestimmen, entspricht das parteipoliti-
sche, „den Hindu“ zu definieren: Unter
welcher spezifischen Identität läßt sich
diese Mehrheit der Wähler ansprechen?
Ist der Hindu als der Verehrer bestimmter
Götter, als Mitglied bestimmter Kasten
oder als Anhänger spezifischer Doktrinen
anzusprechen? Jedes dieser Kriterien
droht eine in Millionen zu fassende
Wählerschaft auszugrenzen und bereits
bestehende Trennungslinien und Konflik-
te innerhalb dieser diffusen, aber allge-
genwärtigen Gemeinschaft zu verschär-
fen.
Der Congress ist aber in der glücklichen
Lage, das gefährliche Experiment einer
Einbindung und zugleich zwangsläufigen
Ausgrenzung von Hindus nicht selbst
durchführen zu müssen. Kleine hindufun-
damentalistische Parteien haben ihm seit
den 50er Jahren gezeigt, daß die Hindu-
mehrheit sich vorerst nicht politisch mobi-
lisieren läßt. Die Hindu Mahasabha, die
Ramrajya Parishad und die Jana Sangh
stellen sich seit der Unabhängigkeit zur
Wahl und versuchen, die Wähler unter
einer jeweils anders akzentuierten ge-
meinsamen Hindu-Identität anzuspre-
chen. In ihren Namen Große Versamm-
lung der Hindus, Vereinigung zur Herr-
schaft Ramas und Volksunion nehmen sie
das unerreichbare Ideal einer geschlosse-
nen Hindugemeinschaft vorweg. Bis Mitte
der 70er Jahre erreichen diese Parteien bei
den Parlamentswahlen stets weniger als
10% der Sitze. Der Aufschwung der Jana
Sangh bei den Wahlen des Jahres 1977 im
Rahmen der neuen Janata Party resultiert
eher aus der Schwäche Indira Gandhis und
ihres Congress als aus der Attraktivität
ihres Hindu-Fundamentalismus. Ob der
1989, 1991 und 1996 erreichte Erfolg der
Jana Sangh – seit 1980 Bharatiya Janata
Party genannt –, zuerst ein Zehntel und
dann jeweils ein Fünftel der Wählerstim-
men zu gewinnen, von Dauer sein wird,
muß sich erst noch zeigen.
Die Hinduparteien fanden zudem ihre
Wähler überwiegend in einem von Hindu-
Reformbewegungen, vor allem der Arya
Samaj, geprägten nordindischen, hindi-
sprachigen, städtischen und mittelständi-
schen Milieu. Das Programm dieser Par-
teien, ihr Bild von der Hindugemeinschaft
setzte anscheinend einen Reformprozeß –
also die Ausprägung einer übergreifen-
den Hindu-Identität – voraus, der die über-
wältigende Masse der ländlichen Hindus
noch nicht erreicht hat.
Anstatt sich auf die schwierige Aufgabe
und das langfristig unkalkulierbare Risiko
einer Mobilisierung der Hindumehrheit
auf der gesamtindischen Ebene einzulas-
sen, hat sich der Congress aus wahltakti-
schen wie aus ideologischen Gründen für
ein Staatsideal und ein Parteiprogramm,
des (indischen) Säkularismus und des (indi-
schen) Sozialismus entschieden. Beide
Ideale sichern dem Congress eine Koali-
tion von Wählerminderheiten und gestat-
ten ihm dennoch Wahlerfolge bei der reli-
giösen Mehrheit des Landes.
Die wahlpolitischen Vorteile von
Säkularismus und Sozialismus
Das Ideal des Säkularismus verbietet es
nach Auffassung des Congress, für die reli-
giösen Minderheiten – wie dies die Kolo-
nialmacht seit 1908 praktizierte – getrenn-
te Wählerschaften oder Wahlkreise einzu-
richten. Für die im Lande verbliebenen
Muslime, ca. 11% der Bevölkerung, be-
deutet dies bei einem Mehrheitswahl-
recht und fehlenden kompakten Sied-
lungsstrukturen, daß sie auf die Grün-
dung eigener Parteien weitgehend ver-
zichten und den Congress unterstützen
müssen, wollen sie in Parlament und Re-
gierung angemessen vertreten sein.
Das Ideal des Sozialismus gestattet es nach
Auffassung des Congress, benachteiligten
sozialen Minderheiten eigene Wahlkreise,
separate seats, einzurichten. Als benach-
teiligte soziale Minderheiten gelten seit
der Kolonialzeit die Unberührbaren und
die Stammesgemeinschaften – die schedu-
led castes und die scheduled tribes – die
ca. 15% bzw. 7% der Bevölkerung ausma-
chen. Eigene Wahlkreise – Wahlkreise, in
denen jeweils nur Unberührbare oder
Stammesangehörige kandidieren dürfen,
deren Wähler aber oft in der Mehrzahl
Kastenhindus sind – sichern den beiden
Minderheiten seit der Unabhängigkeit
eine angemessene Repräsentation in den
Regierungen und Parlamenten des Lan-
des. Diese Politik der „positiven Diskrimi-
nierung“ geht aber weit über die Bereit-
stellung getrennter Wahlkreise hinaus.
Auch in den Schulen und Universitäten, in
der Staatsverwaltung und in den Staats-
betrieben werden den scheduled castes
und scheduled tribes ihrer Zahlenstärke
entsprechende Ausbildungs- und Arbeits-
plätze eingeräumt. Eine solche Förde-
rungspolitik legt also die Unberührbaren
und Stammesangehörigen im gesamten,
inzwischen immens ausgeweiteten Staats-
bereich auf eine mit der Geburt zuge-
schriebene Identität fest und sucht sie zu-
gleich sozio-ökonomisch besserzustellen.
Neben und über das überlieferte Kasten-
modell eines „getrennt und ungleich“ ist
damit ein offizielles des „getrennt und
gleich“ getreten. Die Förderung wurde
von der Masse der Hinduwähler lange Zeit
wohl deshalb akzeptiert, weil sie das Los
der Unberührbaren unverändert ließ und
einem überlieferten Ideal der sozialen Ab-
grenzung und Identitätszuschreibung
nicht entgegentrat. Die Politik der „positi-
ven Diskriminierung“ hat eine neue politi-
sche Klasse, fast eine neue Kaste entste-
hen lassen, die lange Zeit sicherstellte, daß
die Stimmen der Unberührbaren und der
Stammesangehörigen dem Congress mehr-
heitlich zugute kamen.
Die aus dem Ideal des Säkularismus abge-
leitete Verweigerung eigener Wahlkreise
gegenüber den religiösen Minderheiten
und die aus dem Ideal des Sozialismus und
der sozialen Verantwortung ableitbare
Konzession eigener Wahlkreise für die so-
zialen Minderheiten treibt dem Congress
somit eine Mehrheit der Stimmen jener
religiösen und sozialen Gruppen zu, die
zusammen ein Drittel der Wählerschaft
bilden. Neben dieses Stimmenpotential
tritt aber dasjenige der rituell hochstehen-
den oder lediglich wirtschaftlich prospe-
rierenden dominanten Kasten, deren
Loyalität und Stimmen sich der Congress
durch die regionale Neuorganisation
lange Zeit sichern konnte. Angesichts
einer weit nach rechts – Jana Sangh – und
weit nach links – Communist Party (of
India) und CP (Marxist) – abgedrängten
und – mit Ausnahme der Wahljahre 1977,
1989 und 1996 – zu Wahlabsprachen un-
fähigen Opposition konnte der Congress
deshalb fast immer als stärkste Partei aus
den gesamtindischen Wahlen hervorge-
hen. Auf der Grundlage eines Mehrheits-
wahlrechts und dank der Uneinigkeit der
Opposition konnte er einen 40–45%igen
Anteil an Wählerstimmen in einen
65–75%igen Anteil an Sitzen in der Lok
Sabha, dem gesamtindischen Parlament,
umsetzen. Diese Vormachts- und Mittel-
punktstellung – und der seit den letzten
drei Parlamentswahlen beobachtbare Zer-
fall dieser Stellung – zeigt Tabelle 1.
Zusammen mit der Aufwertung der Re-
gionalsprachen leistet die Wählermobili-
sierung von Minderheiten und dominan-
ten Kasten aber noch ein weiteres: Sie för-
dert eine Fragmentierung der Hindu-
mehrheit in Regionalgruppen und in so-
ziale Minderheiten.
Säkularismus wird in Indien in erster
Linie als religiöser Minderheiten-
schutz verstanden
Das Ideal des Säkularismus ist ein Resultat
der europäischen Geschichte. Die Erfah-
rung der religiösen Bürgerkriege hat zur
Entstehung und Legitimierung einer erst
starken und schließlich säkularen Herr-
schaft beigetragen, die dem Einfluß der
organisierten Religionen auf die Erzie-
hung, die Rechtsprechung, die Gesetzge-
bung und die öffentliche Moral  entge-
gentrat. In Indien verbindet sich der Be-
griff aber nicht mit der Erinnerung an
einen schwerwiegenden und lange Zeit
unlösbaren Konflikt. Daß die Vorherr-
schaft der Religion einer Mehrheit durch
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einen säkularen Staat bedroht werden
könnte oder daß andererseits diese Vor-
herrschaft zum Zwecke der Entwicklung
und Modernisierung zurückgenommen
werden müßte, diese beiden Auffassun-
gen sind in Indien wenig verbreitet, weil
die Unbestimmbarkeit des Hinduismus
sich auf den Begriff des Säkularismus
überträgt.
Zu Recht oder zu Unrecht empfindet eine
Mehrheit der Hindus ein zentrales Anlie-
gen des Säkularismus, die persönliche
Glaubensfreiheit und das Gebot der reli-
giösen Toleranz, im Hinduismus vorweg-
genommen, gefordert und praktiziert.
Der Begriff des Säkularismus wird auf das
Gebot der Toleranz reduziert, und dieses
gilt als in der Religion der Mehrheit seit
jeher enthalten. Die Mehrheit der Hindus
empfindet sich von dem Ideal eines se-
kulären Staates deshalb weniger bedroht
als geschützt: vor den überzogenen For-
derungen besser organisierter oder laut-
starker religiöser Minderheiten auf eigene
Wahlsitze, eine eigene Provinz, eine eige-
ne religiöse Erziehung oder Rechtspre-
chung.
Auch der Sozialismus ist in die 
religiösen Traditionen eingebunden
worden
Eine vergleichbare Undeutlichkeit, die
Tendenz zu einer Verschmelzung anson-
sten unvereinbarer Denkmodelle, zeigt
sich auch bei dem in die Verfassung, in die
Wirtschaftspläne und die Selbstdarstel-
lung des Congress eingeschriebenen „in-
dischen“ Sozialismus. Der von Nehru ent-
worfene und interpretierte Sozialismus ist
eine wenig konsistente Doktrin, die aller
Gewalttätigkeit und aller totalitärer Impli-
kationen entsagt hat. Dieser Sozialismus
ist eine Abhandlung über die Ungleich-
heit unter den Indern. Er kritisiert die so-
ziale Ungleichheit in der indischen Gesell-
schaft und die wirtschaftliche Rückstän-
digkeit des Landes. Er vermeidet es aber,
die religiösen Wurzeln sozialer Ungleich-
heit und wirtschaftlicher Rückständigkeit
direkt zu treffen. Dieser Sozialismus ist ein
Sozialismus des „mittleren Weges“ zwi-
schen einem kapitalistischen und einem
kommunistischen Entwicklungsweg. Er
gibt vor, ein originärer Beitrag Indiens zur
Überwindung der Unterentwicklung zu
sein und Elemente und Ideale der indi-
schen Tradition zu verkörpern. Er ist von
Nehru, einem Brahmanen an der Spitze
des Staates, so verkündet worden wie
einst der Buddhismus von dem Imperator
Ashoka (ca. 274–232 v. Chr.).
Der indische Sozialismus stellt sich also
nicht radikal gegen die überlieferte Wirt-
schafts- und Sozialordnung, sondern gibt
vor, diese Ordnung in Richtung eines in
ihr immer angelegten, aber vernachläs-
sigten Ideals reformieren zu können. Im
sozialen Bereich zeigt er sich als ein Ap-
pell zur individuellen ethischen Reform
und als Politik der „positiven Diskriminie-
rung“ und im wirtschaftlichen in der Poli-
tik der staatlich kontrollierten Industriali-
sierung, im Konzept der mixed economy
in den Fünfjahresplänen. Damit nähert er
sich dem Begriff des buddhistischen und
hinduistischen Dharma, also dem Bild
einer idealen politischen und wirtschaftli-
chen, sozialen und ethischen Ordnung.
Dieses Dharma stand und steht über der
Vielzahl der einzelnen Kastenvorschrif-
ten, und zu seinem Schutz ist der gerech-
te Herrscher angehalten. Die Sozialpolitik
des Congress, die das Kastensystem nicht
abschaffen, sondern die in ihm wirksa-
men sozialen und ökonomischen Un-
gleichheiten mildern will, verdeutlicht
diesen Reformansatz.
„Säkularismus“ und „Sozialismus“ verlie-
ren damit in der Rhetorik des Congress
alle harten Konturen. Ursprünglich in Eu-
ropa entstanden und in Indien einer zu-
tiefst gläubigen und traditionsorientier-
ten bäuerlichen Bevölkerung gegenüber-
gestellt, erscheint beides nun nicht mehr
als neu, fremd oder bedrohlich, sondern
als seit jeher in den religiösen und politi-
schen Traditionen des Landes enthalten.
Säkularismus und Sozialismus verwandeln
sich in zwei unverfängliche Ideale, die auf
die Gestalt eines gerechten Herrschers
projiziert werden. Dieses Herrscherbild
liegt mit dem buddhistischen Imperator
Ashoka, der in vorchristlicher Zeit weite
Teile Indiens beherrschte, auch eine jahr-
hundertelang vergessene historische Ana-
logie vor. Indem der Congress ein Symbol
dieses Herrschers, das Löwenkapitel, zum
Staatswappen erhebt, und indem er ein
Rad, das auch als Rad der buddhistischen
Lehre gedeutet wird, in die Staatsfahne
aufnimmt, sucht er die diesem Herrscher
und seinem Buddhismus zugeschriebene
religiöse Toleranz und sein Bemühen um
eine gerechte Ordnung auch für sich nutz-
bar zu machen. Diese Staatssymbolik, die
an eine zweitausend Jahre alte und für die
Masse der Inder irrelevante Vergangen-
heit erinnert, hat darüber hinaus den Vor-
teil, daß sie allen gleichermaßen fremd ist
und deshalb keine Minderheit diskrimi-
niert.
Die Konsolidierung der Indischen Union
und damit zugleich die erste Phase der
Congressherrschaft läßt sich deshalb wie
folgt zusammenfassen: Die indische Ver-
fassung hat den Provinzregierungen eine
traditionelle Autoritätsstellung belassen.
Die Provinzreform und die Aufwertung
der Regionalsprachen haben hier zur Ent-
stehung neuer Machträume geführt, in
denen nicht nur die regionalen Eliten sich
politisch artikulieren können und müs-
sen. In diesen neuen Machträumen haben
sich die regionalen Nationalismen kulti-
vieren und zugleich eindämmen lassen.
Die Beibehaltung des Englischen als zwei-
te Staatssprache hat dem drawidasprachi-
gen Süden die Angst vor einer „Kolonisa-
tion“ durch das Hindi genommen und
provinzübergreifende Blockbildungen
verhindert. Die Schwierigkeit und der
Verzicht, die Hindumehrheit politisch zu
formieren, haben ein Bekenntnis zu Säku-
larismus und Sozialismus erleichtert. Sä-
kularismus und Sozialismus haben zudem
wahltaktische Konsequenzen: Sie recht-
fertigen eine „Wahlkreis-Politik“, die
dem Congress die Stimmen der religiösen
und sozialen Minderheiten sichert. Säku-
larismus und Sozialismus lassen sich aber
auch, vereinfacht auf den Gedanken oder
das Bild der religiösen Toleranz, des Dhar-
ma und des gerechten Herrschers, in die
Hindutradition einbinden. Die beiden
Ideale gelten als Nachweis einer „Moder-
nität“ der Tradition, und ihr Garant, der
Congress, findet damit auch Unterstüt-
zung bei der religiösen Mehrheit des Lan-
des.
Zumeist unabsichtlich und unvorhergese-
hen hat sich deshalb auf der Ebene der
Staats- und Provinzordnung, der Wahl-
strategien und der Staatsideale ein politi-
sches Arrangement eingestellt, das zur
Verfestigung demokratischer Herrschaft,
zur Konfliktkontrolle und zum Machter-
halt des Congress entscheidend beigetra-
gen hat.
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Jahr Congress „Nationale Andere Parteien Congress-Sitze
Opposition“ und Unabhängige in der Lok Sabha
1952 45,0 22,8 32,3 74,0
1957 47,8 25,2 27,0 75,0
1962 44,7 33,7 21,5 73,0
1967 40,8 35,5 23,8 54,0
1971 43,7 34,1 22,2 68,0
1977 34,5 50,1 15,3 28,0
1980 42,7 42,4 14,9 67,0
1984 48,1 29,7 22,2 77,0
1989 39,5 38,5 20,9 37,0
1991 36,7 40,9 21,1 43,0
1996 28,1 43,7 28,2 26,0
Quellen: P. R. Brass 1990: 72, 88, M. P. Singh 1992: 315 und India Today 31. 5. 1996
Tabelle 1: Parlamentswahlen 1952–1996
Stimmenanteile der verschiedenen Parteien (in %) und Sitzanteile des Congress’ in der
Lok Sabha (in %)
